Arbeitsgruppe „Zeitenwende“ 
	Zivilklausel und "Militarisierung" der Forschung 
	1) Die AGBR unterstützt die Thesen des ver.di Thesenpapiers 

1. Bestehende Zivilklauseln müssen erhalten bleiben und dürfen weder direkt noch faktisch ausgehebelt werden.  

2. Die klare Trennung zwischen ziviler und militärischer Forschung in außeruniversitären Forschungseinrichtungen und Universitäten bzw. Hochschulen (ohne Zivilklausel) muss aufrechterhalten werden.

3. Militärisch bestimmte Forschungsprojekte sowie zivile Forschungsprojekte, in denen militärische Anforderungen mitberücksichtigt werden sollen, sind den Beschäftigten 
offenzulegen. Den Betriebs- bzw. Personalräten sind die zugrundeliegenden Forschungsverträge vorzulegen, soweit dies nicht bereits durch ihre Beteiligung in Ethikkommissionen geschehen ist.  

4. Gewissensfreiheit: Niemand darf verpflichtet werden, gegen sein bzw. ihr Gewissen an 
militärischen Forschungsprojekten teilzunehmen oder sie zu akquirieren.

5. Keine Einschränkung der öffentlich geförderten zivilen Forschung

6. Die Forschung an tödlichen autonomen Waffensystemen (LAWS) ist zu verbieten.

7. Begleitforschung und Diskussionsräume über militärische und zivile Konfliktbewältigung 
sind notwendig.  

· wenn es Vorbehalte gibt: Bitte Mitteilung, welche These(n) konkret nicht mitgetragen werden soll(en).  
 
2) AGBR regt an, die Thesen als Grundlage für Debatten und Regelungen Vorort zu nutzen. 
 
3) Die AGBR bittet den GFA, das Thema weiter zu bearbeiten - intern auf AGBR Ebene sowie mit anderen Stakeholdern in Politik und Wissenschaft.  
 
4) Die AGBR bittet den GFA, eine Beschlussfassung vorzubereiten für die Unterstützung der DGB Resolution "Für eine Politik der Friedensfähigkeit! Nie wieder Krieg - in Deutschland, Europa und weltweit!"

	Unabhängigkeit Europas stärken 
	1) Die AGBR fordert die Entscheidungsträger in der AUF auf, mit hoher Priorität die Unabhängigkeit Europas zu stärken und Abhängigkeit von USA, China und anderen Ländern sowie nicht-Europäischen Tech-Konzernen zu reduzieren. 
Die AUF soll und kann hier Vorreiter sein. 
 
2) Bitte an GFA, dies weiter zu bearbeiten und auszuarbeiten, u.a. 
· welche Bereiche betrifft dies (v.a. IT, Hardware, Datenbanken, KI, …) 
· was sind die Risiken für die Wissenschaft, Beschäftigten, …
 
Forderung AGBR - europäische Unabhängigkeit vorantreiben, u.a. 
·  bei IT, die wir nutzen – wissenschaftlich, eigene KI, IT-Dienste usw.  
· die AUF sollte hier auf allen Ebenen mit gutem Beispiel voran gehen!
· unter anderem - nach dem Vorbild von Schleswig-Holstein - Ausstieg aus Microsoft?

	Internationale Kooperationen 
	1) Bei internationalen Kooperationen und Zusammenarbeit sind folgende Aspekte zu beachten:
· die Geltung von internationalem Völkerrecht sowie europäisches und deutsches Recht und Gesetz. 
· für Kooperationen und Zusammenarbeit mit bestimmten Ländern, die Völkerrecht brechen oder die als Risiko für die Demokratie und Grundrechte eingeordnet werden, sollten einheitliche, transparente Regeln gefunden werden (dies betrifft u.a. China, Russland, Iran, USA, Israel, …) 
· (Ergänzt: Siehe Artikel 25 GG: „Die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes sind Bestandteil des Bundesrechtes. Sie gehen den Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für die Bewohner des Bundesgebietes.“)
· die Sicherheitsinteressen Deutschlands und Europa 
· Vermeidung von pauschaler Diskriminierung aufgrund von Staatsangehörigkeit - hier gibt es ein Spannungsfeld zu "Ausfuhrkontrolle" und anderen Sicherheitsaspekten
 
Anmerkung zur Diskussion bei AGBR Konferenz: 
· zu dieser Forderung wurde ausdrücklich Diskussionsbedarf angemeldet. Unter anderem zur Frage, ob konkrete Länder benannt werden sollen / müssen oder das im Gegenteil vermieden werden sollte. 
· Es Bedarf auch einer guten Erläuterung, warum das ein Thema für BRs & PRs ist. 
· Klar: das ist Entwurf, kein Beschluss 
· Nicht diskutiert: USA verlangt Offenlegung vieler privater Informationen. Das ist nicht zumutbar. Insbesondere nicht-binäre und trans Personen sowie politisch Aktive sind besonderen Risiken ausgesetzt. Dienstreisen in die USA sollten daher nicht angewiesen werden können. 

2) Bitte an GFA, dies weiter zu bearbeiten und auszuarbeiten


	Rolle der Wissenschaft in der Demokratie 
	1) Die AGBR fordert alle Akteure in der AUF auf, klar auf die aktuelle "Zeitenwende" zu reagieren, insbesondere durch 
· Stärkung der Resilienz der Wissenschaft gegenüber Angriffen, Repressionen, Einschränkung der Forschungs- und Meinungsfreiheit von innen und außen (in D und international)
· Die Rolle der Wissenschaft bei der Verteidigung unserer Demokratie und Rechten. - Wissenschaft und Forschung lebt von internationaler Zusammenarbeit und Kooperation. 
 
2) Bitte an GFA, dies weiter zu bearbeiten und auszuarbeiten



